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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten für die Einstufung, Verpackung und Kenn- 
zeichnung von Zubereitungen gefährlicher Stoffe 

(Lösemittel) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Bisher fehlt eine Regelung der Europäischen Gemeinschaften 
zur Harmonisierung der Vorschriften über die Kennzeichnung 
und Verpackung beim Inverkehrbringen von Zubereitungen 
gefährlicher Stoffe. 


B. Lösung 

Der Entwurf, der sich auf Lösemittel beschränkt, soll diesem 
Mangel abhelfen. Es werden weitere Richtlinienvorschläge 
folgen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von Zuberei- 
tungen gefährlicher Stoffe (Lösemittel) 

— Drucksache VI/3040 — 


A. Bericht des Abgeordneten Böhm 


Der Vorschlag der Kommission wurde mit Schrei- 
ben vom 26. Januar 1972 des Herrn Präsidenten des 
Deutschen Bundestages dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung federführend und dem Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit mitberatend 
überwiesen. Der mitberatende Ausschuß hat in sei- 
ner Sitzung am 12. April 1972 den Vorschlag behan- 
delt und dem federführenden Ausschuß empfohlen, 
zustimmend hiervon Kenntnis zu nehmen. Der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hat die Vorlage 
in seiner Sitzung am 9. Juni 1972 beraten. 

Dieser Richtlinienvorschlag der Europäischen Ge- 
meinschaften ist die erste EG-Regelung zur Harmo- 
nisierung der Vorschriften über die Kennzeichnung 
und Verpackung beim Inverkehrbringen von Zube- 


reitungen gefährlicher Stoffe. Grundsätzlich folgt der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung der Auffas- 
sung der Bundesregierung und des mitberatenden 
Ausschusses, daß die Richtlinie dem Arbeits- und 
Umweltschutz förderlich ist. Er schließt sich anderer- 
seits auch den Bedenken der Bundesregierung und 
des mitberatenden Ausschusses an. Er empfiehlt der 
Bundesregierung, in den bevorstehenden Beratun- 
gen im Ministerrat Änderungen von Einzelbestim- 
mungen vorzuschlagen. Insbesondere sollte auf eine 
Änderung von Artikel 5 Abs. 3 hingewirkt werden, 
damit Aufschriften, die die Explosions- und Feuer- 
gefahr betreffen, nicht entfallen können. Gerade 
Hinweise auf derartige Gefahren seien notwendig, 
um negative Folgen für die Arbeitnehmer und die 
Bevölkerung auszuschließen. 


Bonn, den 14. Juni 1972 


Böhm 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EG — 
Drucksache W3040 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 14. Juni 1972 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Böhm 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



